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Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung
(UVPG)

Vom 12. Februar 1990 (BGBl. I S. 205)
zuletzt geändert am 18.08.1997 (BGBl. I S. 2081)

§ 1

Zweck des Gesetzes

Zweck dieses Gesetzes ist es sicherzustellen,
daß bei den in der Anlage zu § 3 aufgeführten
Vorhaben zur wirksamen Umweltvorsorge nach
einheitlichen Grundsätzen

1. die Auswirkungen auf die Umwelt frühzeitig
und umfassend ermittelt, beschrieben und
bewertet werden,

2. das Ergebnis der Umweltverträglichkeits-
prüfung so früh wie möglich bei allen
behördlichen Entscheidungen über die Zu-
lässigkeit berücksichtigt wird.

§ 2

Begriffsbestimmungen

(1) Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist ein
unselbständiger Teil verwaltungsbehördlicher Ver-
fahren, die der Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit von Vorhaben dienen. Die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung umfaßt die Ermittlung, Beschrei-
bung und Bewertung der Auswirkungen eines
Vorhabens auf

1. Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden,
Wasser, Luft, Klima und Landschaft, ein-
schließlich der jeweiligen Wechsel-
wirkungen,

2. Kultur- und sonstige Sachgüter.

Sie wird unter Einbeziehung der Öffentlichkeit
durchgeführt. Wird über die Zulässigkeit eines
Vorhabens im Rahmen mehrerer Verfahren
entschieden, werden die in diesen Verfahren
durchgeführten Teilprüfungen zu einer Gesamt-
bewertung aller Umweltauswirkungen, einschließ-
lich der Wechselwirkungen, zusammengefaßt.

(2) Vorhaben sind nach Maßgabe der Anlage zu
§ 3

1. bauliche Anlagen, die errichtet und betrieben
werden sollen,

2. sonstige Anlagen, die errichtet und betrieben
werden sollen,

3. sonstige Eingriffe in Natur und Landschaft,

4. die wesentliche Änderung einer Anlage nach
den Nummern 1 und 2, soweit sie erhebliche
Auswirkungen auf die Umwelt haben kann.

(3) Entscheidungen im Sinne des Absatzes 1
Satz 1 sind

1. Bewilligung, Erlaubnis, Genehmigung, Plan-
feststellungsbeschluß und sonstige behörd-
liche Entscheidungen über die Zulässigkeit
von Vorhaben, die in einem Verwaltungs-
verfahren getroffen werden. mit Ausnahme
von Anzeigeverfahren,

2. Linienbestimmungen und Entscheidungen in
vorgelagerten Verfahren, die für anschlies-
sende Verfahren beachtlich sind,

3. Beschlüsse nach § 10 des Baugesetzbuchs
die Aufstellung, Änderung oder Ergänzung
von Bebauungsplänen, durch die die
Zulässigkeit von bestimmten Vorhaben im
Sinne der Anlage zu § 3 begründet werden
soll, sowie Beschlüsse nach § 10 des
Baugesetzbuchs über Bebauungspläne, die
Planfeststellungsbeschlüsse für Vorhaben im
Sinne der Anlage zu § 3 ersetzen.

§ 3

Anwendungsbereich

(1) Der Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen
die Vorhaben, die in der Anlage zu diesem
Gesetz aufgeführt sind. Die Bundesregierung wird
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates

1. Vorhaben in die Anlage aufzunehmen, die
erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt
haben können,

2. Vorhaben unter Beachtung der Rechtsakte
des Rates oder der Kommission der
Europäischen Gemeinschaften aus der
Anlage herauszunehmen, die nach den
vorliegenden Erkenntnissen keine erheb-
lichen Auswirkungen auf die Umwelt be-
sorgen lassen.

Rechtsverordnung auf Grund dieser
Ermächtigung bedürfen der Zustimmung des
Bundestages. Die Zustimmung gilt als erteilt,
wenn der Bundestag nicht innerhalb von drei
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Sitzungswochen nach Eingang der Vorlage der
Bundesregierung die Zustimmung verweigert hat.

(2) Soweit zwingende Gründe der Verteidigung
oder die Erfüllung zwischenstaatlicher Verpflich-
tungen es erfordern, kann der Bundesminister der
Verteidigung nach Richtlinien, die im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit festzulegen
sind, für Vorhaben, die der Landesverteidigung
dienen, die Anwendung dieses Gesetzes
ausschließen oder Ausnahmen von den An-
forderungen dieses Gesetzes zulassen. Dabei ist
der Schutz vor schädlichen Umwelt Auswirkungen
zu berücksichtigen. Sonstige Rechtsvorschriften,
die das Zulassungsverfahren betreffen, bleiben
unberührt. Der Bundesminister der Verteidigung
unterrichtet den Bundesminister für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit jährlich über
die Anwendung dieses Absatzes.

(3) Absatz 2 gilt nicht im Land Berlin.

§ 4

Vorrang anderer Rechtsvorschriften

Dieses Gesetz findet Anwendung, soweit
Rechtsvorschriften des Bundes oder der Länder
die Prüfung der Umweltverträglichkeit nicht näher
bestimmen oder in ihren Anforderungen diesem
Gesetz nicht entsprechen. Rechtsvorschriften mit
weitergehenden Anforderungen bleiben
unberührt.

§ 5

Unterrichtung über den voraussichtlichen
Untersuchungsrahmen

Sobald der Träger des Vorhabens die zuständige
Behörde über das geplante Vorhaben unterrichtet,
soll diese mit ihm entsprechend dem jeweiligen
Planungsstand und auf der Grundlage geeigneter,
vom Träger des Vorhabens vorgelegter Unter-
lagen den Gegenstand, Umfang und Methoden
der Umweltverträglichkeitsprüfung sowie sonstige
für die Durchführung der Umweltverträglich-
keitsprüfung erhebliche Fragen erörtern. Hierzu
können andere Behörden, Sachverständige und
Dritte hinzugezogen werden. Die zuständige
Behörde soll den Träger des Vorhabens über den
voraussichtlichen Untersuchungsrahmen der Um-
weltverträglichkeitsprüfung sowie über Art und
Umfang der nach § 6 voraussichtlich beizu-
bringenden Unterlagen unterrichten. Verfügt die

zuständige Behörde über Informationen, die für
die Beibringung der Unterlagen nach § 6
zweckdienlich sind, soll sie diese Informationen
dem Träger des Vorhabens zur Verfügung stellen.

§ 6

Unterlagen des Trägers des Vorhabens

(1) Der Träger des Vorhabens hat die entschei-
dungserheblichen Unterlagen über die Umwelt-
auswirkungen des Vorhabens der zuständigen
Behörde zu Beginn des Verfahrens vorzulegen, in
dem die Umweltverträglichkeit geprüft wird. Setzt
der Beginn des Verfahrens einen schriftlichen
Antrag, die Einreichung eines Plans oder eine
sonstige Handlung des Trägers des Vorhabens
voraus, sind die nach Satz 1 erforderlichen
Unterlagen so rechtzeitig vorzulegen, daß sie mit
den übrigen Unterlagen ausgelegt werden
können.

(2) Inhalt und Umfang der Unterlagen nach
Absatz 1 bestimmen sich nach den Rechts-
vorschriften, die für die Entscheidung über die
Zulässigkeit des Vorhabens maßgebend sind. Die
Absätze 3 und 4 sind anzuwenden, soweit die in
diesen Absätzen genannten Unterlagen durch
Rechtsvorschrift nicht im einzelnen festgelegt
sind.

(3) Die Unterlagen nach Absatz 1 müssen
zumindest folgende Angaben enthalten

1. Beschreibung des Vorhabens mit Angaben
über Standort, Art und Umfang sowie Bedarf
an Grund und Boden,

2. Beschreibung von Art und Menge der zu
erwartenden Emissionen und Reststoffe,
insbesondere der Luftverunreinigungen, der
Abfälle und des Anfalls von Abwasser sowie
sonstige Angaben, die erforderlich sind, um
erhebliche Beeinträchtigungen der Umwelt
durch das Vorhaben feststellen und
beurteilen zu können,

3. Beschreibung der Maßnahmen, mit denen
erhebliche Beeinträchtigungen der Umwelt
vermieden, vermindert oder soweit möglich
ausgeglichen werden, sowie der Ersatzmaß-
nahmen bei nicht ausgleichbaren aber vor-
rangigen Eingriffen in Natur und Landschaft,

4. Beschreibung der zu erwartenden erheb-
lichen Auswirkungen des Vorhabens auf die
Umwelt unter Berücksichtigung des allge-
meinen Kenntnisstandes und der allgemein
anerkannten Prüfungsmethoden.
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Eine allgemein verständliche Zusammenfassung
der in den Nummern 1 bis 4 genannten Angaben
ist beizufügen.

(4) Die Unterlagen nach Absatz 1 müssen auch
die folgenden Angaben enthalten, soweit sie für
die Umweltverträglichkeitsprüfung nach der Art
des Vorhabens erforderlich sind und ihre
Beibringung für den Träger des Vorhabens
zumutbar ist:

1. Beschreibung der wichtigsten Merkmale
der verwendeten technischen Verfahren,

2. Beschreibung der Umwelt und ihrer
Bestandteile unter Berücksichtigung des
allgemeinen Kenntnisstandes und der allge-
mein anerkannten Prüfungsmethoden,
soweit dies zur Feststellung und Beurteilung
aller sonstigen für die Zulässigkeit des
Vorhabens erheblichen Auswirkungen des
Vorhabens auf die Umwelt erforderlich ist,

3. Übersicht über die wichtigsten, vom Träger
des Vorhabens geprüften Vorhaben-
alternativen und Angabe der wesentlichen
Auswahlgründe unter besonderer Berück-
sichtigung der Umweltauswirkungen des
Vorhabens,

4. Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der
Zusammenstellung der Angaben aufgetreten
sind, z. B. technische Lücken oder fehlende
Kenntnisse.

Die allgemein verständliche Zusammenfassung
nach Absatz 3 Satz 2 muß sich auch auf die in
den Nummern 1 bis 3 genannten Angaben
erstrecken.

(5) Die Absätze 1 bis 4 finden entsprechende
Anwendung, wenn die zuständige Behörde für
diejenige öffentlich-rechtliche Körperschaft tätig
wird, die Träger des Vorhabens ist.

§ 7

Beteiligung anderer Behörden

Die zuständige Behörde holt die Stellungnahmen
der Behörde ein, deren Aufgabenbereich durch
das Vorhaben berührt wird.

§ 8

Grenzüberschreitende Behördenbeteiligung

(1) Wenn ein Vorhaben erhebliche Auswirkungen
auf die in § 2 Abs. 1 Satz 2 genannten
Schutzgüter in einem anderen Mitgliedstaat der

Europäischen Gemeinschaften haben könnte, so
werden die von dem Mitgliedstaat benannten
Behörden zum gleichen Zeitpunkt und im
gleichen Umfang über das Vorhaben wie die nach
§ 7 beteiligten Behörden unterrichtet. Wenn der
andere Mitgliedstaat die zu beteiligenden
Behörden nicht benannt hat, ist die oberste für
Umweltangelegenheiten zuständige Behörde des
anderen Mitgliedstaats zu unterrichten.

(2) Wenn ein Vorhaben erhebliche Auswirkungen
auf die in § 2 Abs. 1 Satz 2 genannten Schutz-
güter in einem Nachbarstaat der Bundesrepublik
Deutschland haben könnte, der nicht Mitgliedstaat
der Europäischen Gemeinschaften ist, so gilt
unter den Voraussetzungen der Grundsätze von
Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit Absatz 1
entsprechend.

(3) Konsultationen, die auf Grund der Unter-
richtung nach Absatz 1 mit den Behörden des
anderen Mitgliedstaats oder nach Absatz 2 mit
den Behörden des Nachbarstaats erfolgen, sind
nach den Grundsätzen von Gegenseitigkeit und
Gleichwertigkeit durchzuführen. Der Grundsatz
der Gleichwertigkeit gilt für die Verfahren und
Bewertungsmaßstäbe, die in der Bundesrepublik
Deutschland und dem anderen Mitgliedstaat oder
in dem Nachbarstaat angewandt werden.

(4) Völkerrechtliche Verpflichtungen von Bund
und Ländern bleiben unberührt.

§ 9

Einbeziehung der Öffentlichkeit

(1) Die zuständige Behörde hat die Öffentlichkeit
zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens auf
der Grundlage der ausgelegten Unterlagen nach
§ 6 anzuhören. Das Anhörungsverfahren muß
den Anforderungen des § 73 Abs. 3 bis 7 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes entsprechen. Ändert
der Träger des Vorhabens die nach § 6
erforderlichen Unterlagen im Laufe des
Verfahrens, so kann von einer erneuten Anhörung
der Öffentlichkeit abgesehen werden, soweit
keine zusätzlichen oder anderen erheblichen Aus-
wirkungen auf die Umwelt zu besorgen sind.

(2) Die zuständige Behörde hat den bekannten
Betroffenen und denjenigen, über deren Einwen-
dungen entschieden worden ist, die Entscheidung
über die Zulässigkeit des Vorhabens und die
Entscheidungsgründe zugänglich zu machen.
Wird das Vorhaben abgelehnt, so sind die
bekannten Betroffenen und diejenigen, die
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Einwendungen erhoben haben, von der Ableh-
nung zu benachrichtigen.

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 wird
die Öffentlichkeit im vorgelagerten Verfahren
dadurch einbezogen, daß

1. das Vorhaben öffentlich bekanntgemacht
wird,

2. die nach § 6 erforderlichen Unterlagen
während eines angemessenen Zeitraums
eingesehen werden können,

3. Gelegenheit zur Äußerung gegeben wird,

4. die Öffentlichkeit über die Entscheidung
unterrichtet wird.

Rechtsansprüche werden durch die Einbeziehung
der Öffentlichkeit nicht begründet; die Verfolgung
von Rechten im nachfolgenden Zulassungs-
verfahren bleibt unberührt.

§ 10

Geheimhaltung und Datenschutz

Die Rechtsvorschriften über Geheimhaltung und
Datenschutz bleiben unberührt.

§ 11

Zusammenfassende Darstellung
der Umweltauswirkungen

Die zuständige Behörde erarbeitet auf der Grund-
lage der Unterlagen nach § 6, der behördlichen
Stellungnahmen nach den §§ 7 und 8 sowie der
Äußerungen der Öffentlichkeit nach § 9 eine
zusammenfassende Darstellung der Auswir-
kungen des Vorhabens auf die in § 2 Abs. 1
Satz 2 genannten Schutzgüter, einschließlich der
Wechselwirkungen. Die Ergebnisse eigener
Ermittlungen sind einzubeziehen. Die zusammen-
fassende Darstellung ist möglichst innerhalb eines
Monats nach Abschluß der Erörterung im
Anhörungsverfahren nach § 9 Abs. 1 Satz 2 zu
erarbeiten. Die zusammenfassende Darstellung
kann in der Begründung der Entscheidung über
die Zulässigkeit des Vorhabens erfolgen.

§ 12

Bewertung der Umweltauswirkungen
und Berücksichtigung des Ergebnisses

bei der Entscheidung

Die zuständige Behörde bewertet die Umwelt-
auswirkungen des Vorhabens auf der Grundlage
der zusammenfassenden Darstellung nach § 11
und berücksichtigt diese Bewertung bei der
Entscheidung über die Zulässigkeit des Vor-
habens im Hinblick auf eine wirksame Umwelt-
vorsorge im Sinne der §§ 1, 2 Abs. 1 Satz 2 und 4
nach Maßgabe der geltenden Gesetze.

§ 13

Vorbescheid und Teilzulassungen

(1) Vorbescheid und erste Teilgenehmigung oder
entsprechende erste Teilzulassungen dürfen nur
nach Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung erteilt werden. Die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung hat sich in diesen Fällen
vorläufig auf die nach dem jeweiligen Planungs-
stand erkennbaren Umweltauswirkungen des
Gesamtvorhabens und abschließend auf die
Umweltauswirkungen zu erstrecken, die Gegen-
stand von Vorbescheid oder Teilzulassung sind.
Diesem Umfang der Umweltverträglichkeits-
prüfung ist bei der Unterrichtung über den
voraussichtlichen Untersuchungsrahmen nach § 5
und bei den Unterlagen nach § 6 Rechnung zu
tragen.

(2) Bei weiteren Teilgenehmigungen oder
entsprechenden Teilzulassungen soll die Prüfung
der Umweltverträglichkeit auf zusätzliche oder
andere erhebliche Umweltauswirkungen des
Vorhabens beschränkt werden. Absatz 1 gilt
entsprechend.

§ 14

Zulassung eines Vorhabens
durch mehrere Behörden

(1) Bedarf ein Vorhaben der Zulassung durch
mehrere Behörden, so bestimmen die Länder
eine federführende Behörde, die zumindest für
die Aufgaben nach den §§ 5 und 11 zuständig ist.
Die Länder können der federführenden Behörde
weitere Zuständigkeiten nach den §§ 6 bis 9
übertragen. Die federführende Behörde hat ihre
Aufgaben im Zusammenwirken zumindest mit
den Zulassungsbehörden und der
Naturschutzbehörde wahrzunehmen, deren
Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt
wird.

(2) Die Zulassungsbehörden haben auf der
Grundlage der zusammenfassenden Darstellung
nach § 11 eine Gesamtbewertung der Umwelt-
auswirkungen des Vorhabens vorzunehmen und
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diese nach § 12 bei den Entscheidungen zu
berücksichtigen. Die federführende Behörde hat
das Zusammenwirken der Zulassungsbehörden
sicherzustellen.

§ 15

Linienbestimmung und Genehmigung
von Flugplätzen

(1) Für die Linienbestimmung nach § 16 Abs. 1
des Bundesfernstraßengesetzes und nach § 13
Abs. 1 des Bundeswasserstraßengesetzes sowie
im vorgelagerten Verfahren nach § 6 Abs. 1 des
Luftverkehrsgesetzes bei in der Anlage zu § 3
aufgeführten Vorhaben wird die Umwelt-
verträglichkeit nach dem jeweiligen Planungs-
stand des Vorhabens geprüft. Diese Regelung gilt
nicht, wenn in einem Raumordnungsverfahren
bereits die Umweltverträglichkeit geprüft wurde
und dabei zur Einbeziehung der Öffentlichkeit die
Anforderungen der Absätze 2 und 3 erfüllt sind.

(2) Zur Einbeziehung der Öffentlichkeit bei der
Linienbestimmung sind die Unterlagen nach § 6
auf Veranlassung der zuständigen Behörde in den
Gemeinden; in denen sich das Vorhaben
voraussichtlich auswirkt, einen Monat zur Einsicht
auszulegen; die Gemeinden haben die Auslegung
vorher ortsüblich bekanntzugeben. Jeder kann
sich bis zwei Wochen nach Ablauf der
Auslegungsfrist äußern. Die Öffentlichkeit ist über
die Entscheidung durch ortsübliche Bekannt-
machung zu unterrichten. § 9 Abs. Satz 2 gilt
entsprechend.

(3) Zur Einbeziehung der Öffentlichkeit im
vorgelagerten Verfahren nach § 6 Abs. 1 des
Luftverkehrsgesetzes ist Absatz 2 Satz 1 und 2
entsprechend anzuwenden. Im übrigen bleibt § 9
Abs. 3 unberührt.

(4) Im nachfolgenden Zulassungsverfahren kann
die Prüfung der Umweltverträglichkeit auf
zusätzliche oder andere erhebliche Umwelt-
auswirkungen des Vorhabens beschränkt werden.

§ 16

Raumordnungsverfahren und
Zulassungsverfahren

(1) Im Raumordnungsverfahren oder in einem
anderen raumordnerischen Verfahren können die
raumbedeutsamen Auswirkungen eines Vor-
habens auf die in § 2 Abs. 1 Satz 2 genannten

Schutzgüter entsprechend dem Planungsstand
des Vorhabens ermittelt, beschrieben und be-
wertet werden.

(2) Im nachfolgenden Zulassungsverfahren hat
die zuständige Behörde die im Verfahren nach
Absatz 1 ermittelten, beschriebenen und
bewerteten Auswirkungen des Vorhabens auf die
Umwelt nach Maßgabe des § 12 bei der
Entscheidung über die Zulässigkeit des
Vorhabens zu berücksichtigen.

(3) Im nachfolgenden Zulassungsverfahren soll
hinsichtlich der im Verfahren nach Absatz 1
ermittelten und beschriebenen Umweltauswir-
kungen von den Anforderungen der §§ 5 bis 8
und 11 insoweit abgesehen werden, als diese
Verfahrensschritte bereits im Verfahren nach
Absatz 1 erfolgt sind. Die Anhörung der
Öffentlichkeit nach § 9 Abs. 1 und die Bewertung
der Umweltauswirkungen nach § 12 sollen auf
zusätzliche oder andere erhebliche Umweltaus-
wirkungen beschränkt werden, sofern die Öffent-
lichkeit im Verfahren nach Absatz 1 entsprechend
den Bestimmungen des § 9 Abs. 3 einbezogen
wurde.

§ 17

Aufstellung von Bebauungsplänen

Werden Bebauungspläne im Sinne des § 2 Abs. 3
Nr. 3 aufgestellt, geändert oder ergänzt, wird die
Umweltverträglichkeitsprüfung nach § 2 Abs. 1
Satz 1 bis 3 im Bauleitplanverfahren nach den
Vorschriften des Baugesetzbuchs durchgeführt;
der Umfang der Prüfung bestimmt sich dabei
nach den für die Aufstellung, Änderung oder
Ergänzung des Bauleitplans anzuwendenden
Vorschriften. § 2 Abs.1 Satz 1 bis 3 und § 8 sind
anzuwenden, bei vorgelagerten Verfahren nach §
2 Abs.3 Nr. 3, 1. Alternative entsprechend dem
Planungsstand des Vorhabens. Im nachfolgenden
Zulassungsverfahren soll die Prüfung der Umwelt-
verträglichkeit auf zusätzliche oder andere
erhebliche Umweltauswirkungen des Vorhabens
beschränkt werden.

§ 18

Bergrechtliche Verfahren

Bei bergbaulichen Vorhaben, die in der Anlage zu
§ 3 aufgeführt sind, wird die Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach § 2 Abs. 1 Satz 1 bis 3
im Planfeststellungsverfahren nach dem Bundes-
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berggesetz durchgeführt. Die §§ 5 bis 14 finden
keine Anwendung.

§ 19

Flurbereinigungsverfahren

Im Planfeststellungsverfahren über einen Wege-
und Gewässerplan mit landschaftspflegerischem
Begleitplan nach § 41 des Flurbereinigung-
sgesetzes ist die Öffentlichkeit entsprechend den
Bestimmungen des § 9 Abs. 3 einzubeziehen. § 5
findet keine Anwendung.

§ 20

Verwaltungsvorschriften

Die Bundesregierung erläßt mit Zustimmung des
Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften
über

1. Kriterien und Verfahren, die zu dem in den
§§ 1 und 12 genannten Zweck bei der
Ermittlung, Beschreibung und Bewertung
von Umweltauswirkungen (§ 2 Abs. 1 Satz 2)
zugrunde zu legen sind,

2. Grundsätze für die Unterrichtung über den
voraussichtlichen Untersuchungsrahmen
nach § 5,

3. Grundsätze für die zusammenfassende Dar-
stellung der Umweltauswirkungen nach § 11
und für die Bewertung nach § 12.

§ 21

Berlin Klausel

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes.

§ 22

Übergangsvorschrift

(1) Bereits begonnene Verfahren sind nach den
Vorschriften dieses Gesetzes und den auf dieses

Gesetz gestützten Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften zu Ende zu führen, wenn das
Vorhaben bei Inkrafttreten dieses Gesetzes oder
im Zeitpunkt der erstmaligen Anwendbarkeit
dieses Gesetzes auf Vorhaben nach den
Nummern 1 und 2 der Anlage zu § 3 noch nicht
öffentlich bekanntgemacht worden ist; dies gilt
auch, wenn in einem Verfahren über einen
Vorbescheid oder eine erste Teilgenehmigung
oder entsprechende erste Teilzulassung
entschieden werden soll. Ist in einem Verfahren
oder eine weitere Teilgenehmigung oder ent-
sprechende Teilzulassung unter Einbeziehung der
Öffentlichkeit zu entscheiden, gilt diese Regelung
mit der Maßgabe, daß die Prüfung der Umwelt-
verträglichkeit im nachfolgenden Verfahren auf
zusätzliche oder andere erhebliche Umweltaus-
wirkungen zu beschränken ist.

(2) Ist vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes mit
der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange
nach § 4 des Baugesetzbuchs begonnen oder der
Entwurf des Bauleitplans nach § 3 Abs. 2 des
Baugesetzbuchs öffentlich ausgelegt worden, sind
auf den Bauleitplan die Vorschriften dieses
Gesetzes nicht anzuwenden. Bauleitpläne, die vor
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bekannt-
gemacht worden sind, bleiben durch die Vor-
schriften dieses Gesetzes unberührt.
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Anlage

(zu § 3)

Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist durchzu-
führen für folgende Vorhaben:

 1. Errichtung und Betrieb einer Anlage, die im
Anhang zu dieser Anlage aufgeführt ist,
sowie die wesentliche Änderung der Lage,
der Beschaffenheit oder des Betriebs einer
solchen Anlage, die der Genehmigung in
einem Verfahren unter Einbeziehung der
Öffentlchkeit nach § 4 Abs. 1 oder § 16
Abs. 1 Satz 1 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes bedürfen.

 2. Errichtung, Betrieb, Stillegung, der sichere
Einschluß oder der Abbau einer ortsfesten
kerntechnischen Anlage sowie die wesent-
liche Änderung der Anlage oder ihres
Betriebes, die der Genehmigung in einem
Verfahren unter Einbeziehung der Öffent-
lichkeit nach § 7 des Atomgesetzes be-
dürfen;

 3. Errichtung und Betrieb einer Anlage zur
Sicherstellung und zur Endlagerung
radioaktiver Abfälle sowie die wesentliche
Änderung einer solchen Anlage oder ihres
Betriebes, die einer Planfeststellung nach §
9b des Atomgesetzes bedürfen;

 4. Errichtung und Betrieb einer Deponie sowie
die wesentliche Änderung einer solchen
Anlage oder ihres Betriebes, die der
Planfeststellung nach § 31 Abs. 2 des
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes
bedürfen,

 5. Bau und Betrieb sowie die wesentliche
Änderung einer Abwasserbehandlungs-
anlage, die einer Zulassung nach § 18c des
Wasserhaushaltsgesetzes bedürfen;

 6. Herstellung, Beseitigung und wesentliche
Umgestaltung eines Gewässers oder seiner
Ufer sowie von Deich- oder Dammbauten,
die einer Planfeststellung nach § 31 des
Wasserhaushaltsgesetzes bedürfen;

 7. Bergbauliche Vorhaben, die der Planfest-
stellung nach dem Bundesberggesetz
bedürfen;

 8. Bau und Änderung einer Bundesfernstraße,
die der Planfeststellung nach § 17 des

Bundesfernstraßengesetzes oder eines
Bebauungsplans nach § 9 des Baugesetz-
buchs bedürfen;

 9. Bau und Änderung von Anlagen einer
Eisenbahn des Bundes, die einer Plan-
feststellung nach dem Allgemeinen Eisen-
bahngesetz bedürfen;

10. Errichtung und jede Änderung einer
Versuchsanlage, die nach den §§ 2 und 12
des Gesetzes über den Bau und den Betrieb
von Versuchsanlagen zur Erprobung von
Techniken für den spurgeführten Verkehr der
Planfeststellung bedürfen;

11. Bau und Änderung einer Straßenbahn, die
der Planfeststellung nach § 28 des
Personenbeförderungsgesetzes oder eines
Bebauungsplans nach § 9 des Baugesetz-
buchs bedürfen;

12. Ausbau, Neubau und Beseitigung einer
Bundeswasserstraße, die der Planfest-
stellung nach § 14 des Bundeswasser-
straßengesetzes bedürfen;

13. Anlage und Änderung eines Flugplatzes, die
der Planfeststellung nach § 8 des Luft-
verkehrsgesetzes bedürfen;

14. Schaffung der gemeinschaftlichen und
öffentlichen Anlagen sowie Änderung,
Verlegung oder Einziehung vorhandener
Anlagen, soweit dafür eine Planfeststellung
nach § 41 des Flurbereinigungsgesetzes
erforderlich ist;

15. Errichtung von Feriendörfern, Hotel-kom-
plexen und sonstigen großen Einrichtungen
für die Ferien- und Fremdenbeherbergung,
für die Bebauungspläne aufgestellt werden;

16. Errichtung und Betrieb einer Rohrleitungs-
anlage für den Ferntransport von Öl oder
Gas sowie die wesentliche Änderung der
Anlage oder ihres Betriebes, die der
Genehmigung nach § 19 a des Wasser-
haushaltsgesetzes bedürfen,

17. Bau und Änderung von Anlagen einer
Magnetschwebebahn, die der Planfest-
stellung nach dem Magnetschwebebahn-
planungsgesetz bedürfen.
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18. Errichtung von Einkaufszentren, groß-
flächigen Einzelhandelsbetrieben und
sonstigen großflächigen Handelsbetrieben
im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 der
Benutzungsverordnung ab einer Geschoß-
fläche von 5 000 m2, für die Bebauungs-
pläne aufgestellt werden;

19. Errichtung und Erweiterung von Vorhaben,
für die nach Landesrecht zur Umsetzung der
Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27.
Juni 1985 über die Umweltverträglich-
keitsprüfung bei bestimmten öffentlichen
und privaten Projekten (ABl EG Nr. L 175 S.
41), geändert durch Richtlinie 97/11/EG vom
3. März 1997 (ABl EG Nr. L 73 S. 5), eine
Umweltverträglichkeitsprüfung vorgesehen
ist, sofern deren Zulässigkeit durch einen
Bebauungsplan begründet wird oder ein
Bebauungsplan einen Planfeststellungs-
beschluß ersetzt.
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Anhang

(zu Nummer 1 der Anlage zu § 3)

 1. Kraftwerke, Heizkraftwerke und Heizwerke
und sonstige Feuerungsanlagen für den Ein-
satz von festen, flüssigen oder gasförmigen
Brennstoffen, soweit die Feuerungswärme-
leistung 200 Megawatt übersteigt.

 2. Kühltürme bei einer ortsfesten kerntechni-
schen Anlage (Nummer 2 der Anlage zu §
3).

 3. Anlagen zur Trockendestillation von Stein-
kohle oder Braunkohle, soweit täglich
500 Tonnen Kohle oder mehr durchgesetzt
werden.

 4. Anlagen zur Vergasung oder Verflüssigung
von Kohle soweit täglich 500 Tonnen oder
mehr durchgesetzt werden.

 5. Anlagen zur Gewinnung von Öl oder Gas
aus Schiefer oder anderen Gesteinen oder
Sanden, soweit täglich 500 Tonnen oder
mehr durchgesetzt werden.

 6. Anlagen zur Herstellung von Zementklinker
mit einer Leistung von 1000 Tonnen je Tag
oder mehr.

 7. Anlagen zur Gewinnung von Asbest sowie
zur Be- und Verarbeitung von Asbest und
Asbesterzeugnissen: Im Falle von Asbest-
erzeugnissen mit einer Leistung von jährlich
mehr als 20000 Tonnen Fertigerzeugnissen,
von Reibungsbelägen mit einer Leistung von
jährlich mehr als 50 Tonnen Fertiger-
zeugnissen, sowie - bei anderen Verwen-
dungszwecken von Asbest - mit einem Ein-
satz von mehr als 200 Tonnen im Jahr.

 8. Anlagen zum Rösten (Erhitzen unter
Luftzufuhr zur Überführung in Oxide) oder
Sintern (Stückigmachen von feinkörnigen
Stoffen durch Erhitzen) von Erzen.

 9. Anlagen zur Gewinnung von Roheisen oder
Nichteisenrohmetallen.

10. Anlagen

- zur Stahlerzeugung und zugehörige 
Walzwerke,

- zum Erschmelzen von Gußeisen oder 
Rohstahl mit einer Leistung von jährlich 
200000 Tonnen oder mehr.

11. Schmelzanlagen für Nichteisenmetalle mit
einer Leistung von jährlich 100 000 Tonnen
oder mehr.

12. Eisen-, Temper- oder Stahlgießereien, so-
weit die Anlagen im Zusammenhang mit
Anlagen nach Nummer 10 betrieben werden.

13. Gießereien für Nichteisenmetalle, soweit die
Anlagen im Zusammenhang mit Anlagen
nach Nummer 11 betrieben werden.

14. Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von
Stoffen durch chemische Umwandlung, die
mindestens mit einer weiteren derartigen
Anlage in einem verfahrens- technischen
Verbund stehen.

15. Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von
Metallen oder Nichtmetallen mit Hilfe elek-
trischer Energie.

16. Raffinerien für Erdöl, ausgenommen
Schmierstoffraffinerien.

17. Bau und Änderung von Anlagen einer
Magnetschwebebahn, die der Planfeststel-
lung nach dem Magnetschwebebahn-
planungsgesetz bedürfen.

18. Anlagen zur Herstellung von Glas, auch
soweit es aus Altglas hergestellt wird,
einschließlich Glasfasern mit einer Leistung
von jährlich 200 000 Tonnen oder mehr
sowie Flachglasanlagen, die nach dem
Floatglasverfahren betrieben werden, mit
einer Leistung von jährlich 100 000 Tonnen
oder mehr.

19. Anlagen zum Aufbringen von metallischen
Schutzschichten aus Blei, Zinn oder Zink auf
Metalloberflächen mit Hilfe von schmelz-
flüssigen Bädern oder durch Flammspritzen
mit einer Leistung von jährlich 100000
Tonnen Rohgutdurchsatz oder mehr.

20. Schiffswerften für den Bau von Seeschiffen
mit einer Größe von 100 000 Brutto-
registertonnen oder mehr.
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21. Anlagen, in denen Pflanzenschutz- oder
Schädlingsbekämpfungsmittel oder ihre
Wirk-stoffe gemahlen oder maschinell
gemischt, abgepackt oder umgefüllt werden,
soweit sie im Zusammenhang mit Anlagen
nach Nummer 14 betrieben werden und
Stoffe gehandhabt werden, bei denen die
Voraus-setzungen des § 1 der Störfall-
Verordnung vorliegen.

22. Anlagen zur Gewinnung von Zellstoff aus
Holz, Stroh oder ähnlichen Faserstoffen mit
Hilfe des Sulfataufschlusses.

23. Anlagen zur Herstellung, Bearbeitung, Ver-
arbeitung, Wiedergewinnung oder Vernich-
tung von explosionsgefährlichen Stoffen im
Sinne des Sprengstoffgesetzes, die zur Ver-
wendung als Sprengstoffe, Zündstoffe,
Treib-stoffe, pyrotechnische Sätze oder zur
Her-stellung dieser Stoffe bestimmt sind;
hierzu gehören auch die Anlagen zum
Laden, Entladen oder Delaborieren von
Munition oder sonstigen Sprengkörpern,
ausge-nommen Anlagen zur Herstellung von
Zünd-hölzern

24. Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von
Geflügel oder zum Halten von Schweinen
mit

a) 42 000 Legehennenplätzen,

b) 84 000 Junghennenplätzen,

c) 84 000 Mastgeflügelplätzen,

d)   1 400 Mastschweineplätzen oder

e)      500 Sauenplätzen oder mehr.

Bei gemischten Beständen werden die Vom-
Hundert-Anteile, bis zu denen die vorge-
nannten Platzzahlen jeweils ausgeschöpft
werden, addiert. Erreicht die Summe der
Vom-Hundert-Anteile einen Wert von 100,
ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung
durchzuführen. Bestände, die kleiner sind als
jeweils 5 vom Hundert der in den Gruppen a)
bis e) genannten Platzzahlen, bleiben bei
der Ermittlung der maßgebenden
Anlagengröße unberücksichtigt.

25. Anlagen zur Herstellung von Fischmehl oder
Fischöl.

26. Anlagen zur Behandlung von Abfällen zur
Beseitigung im Sinne des § 27 Abs. 1 Satz 2
des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes.

27. Abfallentsorgungsanlagen.

Hinweis der ZSV:
Die letzte Änderung ist am 01. Januar 1998 in
Kraft getreten.


